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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Frithjof Schmidt, Uwe Kekeritz, Claudia Roth (Augsburg), 
Jürgen Trittin, Annalena Baerbock, Marieluise Beck (Bremen), Dr. Franziska 
Brantner, Agnieszka Brugger, Tom Koenigs, Dr. Tobias Lindner, Omid Nouripour, 
Cem Özdemir, Manuel Sarrazin, Doris Wagner, Katharina Dröge, Dr. Thomas 
Gambke, Anja Hajduk, Markus Kurth, Beate Müller-Gemmeke, Sven-Christian 
Kindler, Lisa Paus, Corinna Rüffer und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


G20-Afrikagipfel - Gleichberechtigte Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Vertiefung der Partnerschaft mit Afrika ist Schwerpunkt der deutschen G20- 
Präsidentschaft 2017. Der afrikanische Nachbarkontinent ist auch im Zusammen- 
hang mit einer wachsenden Zahl an Flüchtlingen verstärkt in den Fokus deutscher 
und europäischer Zusammenarbeit gerückt. Nachdem die Bundesregierung den 
afrikanischen Kontinent jahrelang politisch vernachlässigt hat, verfällt sie jetzt in 
Aktionismus: Das Bundesfinanzministerium plant, mit einzelnen afrikanischen 
Staaten einen sogenannten „Compact with Affica“ abzuschließen; Entwicklungs- 
minister Müller legte Anfang 2017 seinen „Marshallplan mit Afrika“ vor; und nun 
möchte auch Wirtschaftsministerin Zypries mit der Initiative „Pro! Afrika“ wirt- 
schaftliches Engagement fördern. Auf dem Papier setzt die Bundesregierung am- 
bitionierte Ziele, doch der gewählte Weg ist meist falsch. Vor allem die Compacts 
setzen auf Konzepte, die sich in der Vergangenheit bereits als problematisch er- 
wiesen haben, wie etwa Public Private Partnerships, die hauptsächlich zu Gunsten 
privater Investoren gestaltet sind. Insgesamt berücksichtigt der Compact, abgese- 
hen von allgemeinen Hinweisen zur Agenda 2030, weder Nachhaltigkeits- noch 
Menschenrechtsprinzipien. 

Am 12. und 13. Juni findet nun die G20-Afrikakonferenz in Berlin statt, bei der 
die Bundesregierung die Förderungen privater Investitionen insbesondere im Be- 
reich der Infrastruktur ins Zentrum stellt. Zwar können und sollen private Inves- 
titionen einen bedeutenden Beitrag für Entwicklung leisten, doch wirken diese 
nicht per se im Sinne nachhaltiger Entwicklung. Im Gegenteil: Die „Compacts 
with Africa“ drohen vielmehr, Investitionsabkommen nur mit einzelnen afrikani- 
schen Ländern zu forcieren, eine Deregulierung zu Gunsten von Investoreninte- 
ressen sowie die Privatisierang öffentlicher Infrastruktur voranzutreiben und „in- 
vestitionsfreundliche“ Steuersysteme zu fördern, die den Spielraum afrikanischer 
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Länder zum berechtigten Schutz eigener Wirtschaftsentwicklung zusätzlich ein- 
schränken würden. Die Vergangenheit hat gezeigt: Nur mit verbindlichen Men- 
schenrechts- und Nachhaltigkeitskriterien sowie Transparenz und ausreichend 
Kontrollmechanismen können private Investitionen zu einer verantwortungsvol- 
len Afrikapolitik beitragen. Das gilt auch im Rahmen der G20. 

Die nachhaltige Entwicklung in den Ländern des afrikanischen Kontinents be- 
ginnt in den Mitgliedsstaaten der G20. Deutschland und die anderen Mitglieds- 
staaten müssen vorangehen und eine umfassende Entwicklungs- und Klimafinan- 
zierung, die Erhöhung der humanitären Hilfe und Reformen bei der Finanz- und 
Steuerpolitik, Handel und Landwirtschaft sowie eine ambitionierte Agenda für 
Klima- und Umweltschutz auf den Weg bringen. Die zahlreichen Konzepte der 
Bundesregierung haben demgegenüber eines gemeinsam: Ihnen fehlen finanzielle 
Ressourcen und der politische Wille. Die Afrikapolitik der Bundesregierang ar- 
gumentiert an den Menschenrechten und einer nachhaltigen Entwicklung vorbei, 
während unsere eigene Politik auch weiterhin zu Ungleichheit, Armut und Raub- 
bau an der Natur im Globalen Süden beitragen. Es steht zu befürchten, dass der 
G20-Afrikagipfel in dieser Hinsicht keinen Kurswechsel einleiten wird. 

Durch Steuer- und Kapitalflucht multinationaler Konzerne geht Afrika deutlich 
mehr Geld verloren, als über Entwicklungsgelder zur Verfügung gestellt wird. 
Daher muss die G20 endlich die aggressive Steuergestaltung und in der Folge die 
Steuervermeidung multinationaler Konzerne konsequent bekämpfen und umfas- 
sende Transparenz schaffen. Denn die negativen Folgen für die afrikanischen 
Staaten sind enorm. Die Schuldenlast afrikanischer Staaten ist erdrückend und 
lässt ihnen immer weniger Spielraum für eine nachhaltige und entwicklungsori- 
entierte Haushaltspolitik, insbesondere für die Finanzierung von Investitionen in 
grüne Infrastruktur. Die nötige Etablierung eines geordneten Staateninsolvenzver- 
fahrens wird zudem von einigen G20-Mitgliedsstaaten blockiert. Geier-Fonds 
konterkarieren jede Verhandlungslösung und treiben Staaten in die Pleite. Ein 
Schuldenerlass kann vor diesem Hintergrund ein probates Mittel sein, um eine 
nachhaltige Finanzierung von afrikanischen Staaten zu gewährleisten. 

Die Hungersnot in weiten Teilen Subsahara-Afrikas ist nicht nur durch andau- 
ernde Konflikte bedingt, sondern verdeutlicht auch, wie anfällig die afrikanische 
Landwirtschaft gegenüber den Folgen des Klimawandels ist. Das verdeutlicht ein- 
mal mehr die Notwendigkeit, eine nachhaltige, ökologische Landwirtschaft in Af- 
rika zu fördern, die diesen Herausforderungen gewachsen ist. Schädliche Subven- 
tionen behindern diese Entwicklung, während die Exporte der europäischen Ag- 
rarindustrie die afrikanischen Märkte bedrohen. Partnerschaft mit den Ländern 
des afrikanischen Kontinentes bedeutet nicht zuletzt, die Folgen der Konsum- und 
Wirtschaftsweise der G20 zu hinterfragen und negativen Auswirkungen, wie in 
der Agrar- und Handelspolitik, entgegenzuwirken. Angesichts der drängenden hu- 
manitären Notlagen in weiten Teilen des afrikanischen Kontinents gehört auch 
die Finanzierung humanitärer Hilfsbedarfe der VN auf die Agenda der G20. 2017 
werden weltweit über 20 Milliarden Euro für humanitäre Hilfe benötigt, so viel 
wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Statt in Aufrüstung zu investieren, 
müssen die Bundesregierung und die Länder der G20 ihrer humanitären Verant- 
wortung für den afrikanischen Kontinent nachkommen. 
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Gemeinsam mit afrikanischen Partnerinnen und Partnern und unter Respektierung 
regionaler Wirtschaftsstrakturen gilt es, einen inklusiven, diversifizierten Privat- 
sektor zu fördern, der Wertschöpfung und menschenwürdige Arbeitsplätze vor 
Ort schafft. Hier steht die G20 mit ihrer Wirtschaftsmacht in der Pflicht. 

Die stark vernachlässigten ärmsten Länder und fragilen Staaten drohen, noch wei- 
ter marginalisiert zu werden. Die Bundesregierang hat es bis heute nicht geschafft, 
die zugesagten 0,2 % des Brattonationaleinkommens für die am wenigsten entwi- 
ckelten Länder zur Verfügung zu stellen. Im Gegenteil: Der deutsche ODA-Anteil 
an die Länder mittleren Einkommens stieg im Vergleich zu den ärmsten Staaten 
in dieser Legislaturperiode sogar an. Auch die in den Compacts und im Marshall- 
plan vorgesehene Mobilisierung privater Mittel kommt vor allem den Ländern 
mittleren Einkommens zu Gute, da die Märkte dort attraktiver und stabiler sind. 
Diese Umschichtung ist fatal. Die OECD' kritisiert seit langem genau diese Aus- 
richtung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Die Förderung von guter 
Regierangsführang in fragilen Staaten und die nachhaltige Entwicklung der am 
wenigsten entwickelten Länder müssen sowohl im Rahmen der G20 als auch ins- 
gesamt für die Bundesregierung ins Zentrum politischen Handelns rücken. 

Entwicklungszusammenarbeit wird zunehmend für Fluchtabwehr instrumentali- 
siert. Statt der einst mit den Ländern des afrikanischen Kontinentes angestrebten 
Partnerschaft auf Augenhöhe rücken die EU-Mitgliedstaaten jetzt die Fluchtab- 
wehr in den Mittelpunkt. Abschottung und innenpolitische Interessen verdrängen 
die Menschenrechtsorientierang ebenso wie das Ziel der Überwindung von Armut 
und Ungleichheit. Hier wird die falsche Ausrichtung der Afrikapolitik der Bun- 
desregierung besonders deutlich. Länder, die möglichst effektiv und meist unter 
menschenunwürdigen Bedingungen Flüchtlinge von Europa femhalten, werden 
belohnt. Dabei ist man sich nicht zu schade, mit autoritären Regimen zusammen 
zu arbeiten, und nimmt die Gefahr billigend in Kauf, sich von Despoten abhängig 
zu machen. Dies ist ein kurzsichtiger Ansatz, denn damit werden genau die Re- 
gime unterstützt, die Menschen in die Flucht treiben: Die Kooperation mit Des- 
poten ist aber keine Fluchtursachenbekämpfung. Fluchtursachen zu bekämpfen, 
heißt vor allem, globale Strukturen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu 
gestalten und in gute Regierangsführang, Rechtsstaatlichkeit, Demokratieförde- 
rang und die Zivilgesellschaft zu investieren. 

Es braucht eine Abkehr von der kurzfristigen Interessenspolitik hin zu einer über- 
greifenden Afrikastrategie der Bundesregierung, die sich in eine starke und kohä- 
rente EU -Afrikapartnerschaft integriert, die Agenda 2063 der Afrikanischen 
Union unterstützt und eine dialogbasierte Partnerschaft mit afrikanischen Ländern 
im Rahmen der G20 fördert. Die Politik der G20-Staaten bestimmt wesentlich 
darüber, ob die nachhaltigen Entwicklungsziele und das Pariser Klimaabkommen 
auch in Afrika erreicht werden. Daher sollten die Auswirkungen der G20-Politi- 
ken auf arme Länder und die Entwicklungsbelange afrikanischer Staaten konse- 
quent und reformorientiert in allen G20-Arbeitsgrappen analysiert, die zugrunde- 
liegenden Fehlentwicklungen in Angriff genommen werden. 


http://www.oecd.org/dac/dac-pmfbericht-uber-die-entwicklungszusammenarbeit-deutschland-2015- 

9789264246157-de.htm 
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11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . sich für das Format eines institutionalisierten Austausches zwischen der 
G20 und afrikanischen Organisationen wie der Afrikanischen Union auf 
dem G20-Affikagipfel einzusetzen und darüber hinaus dafür zu sorgen, 
zivilgesellschaftliche Vertreterinnen und Vertreter zur Afrikakonferenz 
einzuladen; 

2. auf nationaler Ebene ein einheitliches Affikakonzept der Bundesregie- 
rang zu entwickeln, dass sich am Pariser Klimaabkommen, der Agenda 
2030 und den Menschenrechten als verbindliche Handlungsrahmen ori- 
entiert; 

3. sich für ein klares und am Gemeinwohl orientiertes Regelungswerk für 
durch die Bundesregierung subventionierte Privatinvestitionen einzuset- 
zen. Das Regelwerk soll sich an der verbindlichen Einhaltung internati- 
onal anerkannter Menschenrechtsabkommen und der ILO-Kemarbeits- 
normen ausrichten, ebenso wie an internationalen Umweltabkommen 
und der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung; 

4. national und im Rahmen der G20 dem schädlichen, internationalen 
Steuerwettbewerb entschieden entgegenzuwirken durch die Entwick- 
lung von schwarzen Listen für Steueroasen und eine Harmonisierung 
der Steuersysteme der einzelnen Staaten sowie die Einführung einer ge- 
meinsamen, konsolidierten Körperschaftsteuerbemessungsgrandlage 
und eines effektiven Mindeststeuersatzes; 

5. aggressive Steuergestaltung und Steuervermeidung von international tä- 
tigen Unternehmen zu bekämpfen durch eine grundlegende Reform der 
Besteuerung (im Sinne der „unitary taxation“), die Stärkung des Steuer- 
vollzugs und substantielle Transparenzmaßnahmen wie erweiterte Of- 
fenlegungspflichten für multinationale Unternehmen, ein öffentlich ein- 
sehbares Transparenzregister für wirtschaftlich Berechtigte und Anzei- 
gepflichten für Steuersparmodelle; 

6. sich im Rahmen der G20 für die Schaffung eines geordneten internatio- 
nalen Staatsinsolvenzverfahrens im Sinne zukünftiger Entwicklungs- 
chancen und des Selbstbestimmungsrechts aller Länder einzubringen; 

7. sich im Rahmen der G20 für verbindliche Maßnahmen zur Unterstüt- 
zung einer nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung afrikanischer Ökono- 
mien einzusetzen, wie verbindliche Öko- und Sozialstandards und 
Transparenz in der globalen Lieferkette; 

8. die Bemühungen der AU zur Schaffung einer kontinentalen Freihan- 
delszone sowie die im Aufbau befindlichen regionalen Wirtschafts- 
Strukturen der afrikanischen Staaten zu respektieren und zu unterstüt- 
zen, um so den regionalen Handel und die regionalen Wirtschaftskreis- 
läufe zu stärken; 

9. sich im Rahmen der G20 dafür einzusetzen, dass Handels- und Wirt- 
schaftsabkommen sowie Investitionspartnerschaften zukünftig transpa- 
rent verhandelt werden, verbindliche soziale, ökologische und men- 
schenrechtliche Standards einhalten und der Umsetzung der Agenda 
2030 und des Pariser Klimaabkommens als zentralen Orientierungsrah- 
men Rechnung tragen; 
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10. private und öffentliche Mittel als Beitrag für eine nachhaltige Entwick- 
lung nicht gegeneinander auszuspielen und die ausreichende Bereitstel- 
lung öffentlicher Mittel für die Klima- und Enfwicklungsfinanzierung 
getrennt voneinander sicherzustellen; 

1 1 . national und im Rahmen der G20 den Abbau klimaschädlicher Subven- 
tionen durchzusetzen. Deutschland soll mit gutem Beispiel vorangehen, 
keine Investitionen in fossile Energien tätigen oder fördern sowie neue 
öffentliche, öffentlich-private Investitionen und Investitionsgarantien 
im Energiesektor auf emeuerbare Energieformen ausrichten; 

12. keine Entwicklungsgelder zur Aufrüstung von Sicherheitskräften oder 
für Grenzschutzmaßnahmen in Staaten mit problematischer Menschen- 
rechtsbilanz zu verwenden; 

13. eine Schwerpunktsetzung der Entwicklungszusammenarbeit auf die fra- 
gilen und ärmsten Staaten vorzunehmen und mittelfristig die Hälfte der 
ODA-Gelder in diesen Staafen einzusetzen; 

14. die humanitäre Hilfe bedarfsorientiert weiter deutlich zu erhöhen sowie 
im Rahmen der G20 für humanitäre Hilfsbedarfe zu mobilisieren, damit 
die reichsten Staaten ihrer Verantwortung nachkommen und ihren fai- 
ren Anteil der VN-Beiträge frühzeitig und somit planbar übernehmen. 

Berlin, den 30. Mai 2017 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 


